Gefeß - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 11. —— 


(Nr. 8553.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, Könige von Preußen 
und Seiner Hoheit dem Herzoge von Braunſchweig und Lüneburg wegen 
Bearbeitung der Auseinanderſetzungsgeſchäfte in den Grenzgebieten der 
Königlich Preußiſchen Provinz Hannover und des Herzogthums Braunſchweig⸗ 
Lüneburg. Vom 11. September 1877. 


Same Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg, von gleichem Wunſche beſeelt, 
das Wohl Ihrer Länder zu befördern, haben die Herbeiführung einer zwed- 
mäßigen Behandlung der in dem Grenzgebiete zwiſchen der Königlich Preußiſchen 
Provinz Hannover und dem Herzogthum Braunſchweig-Lüneburg anhängigen 
und anbängig werdenden Auseinanderſetzungen beſchloſſen und zu Verhandlungen 
darüber zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Regierungsaſſeſſor Franz Sterneberg, 
Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Since Landesökonomierath Dr. Julius Georg Schwarzen- 
erg, 


von welchen Bevollmächtigten nach Mittheilung ihrer Vollmachten folgender 
Vertrag unter Vorbehalt der Genehmigung der beiderſeitigen Regierungen und 
Landesvertretungen abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 

Die Provokationen auf Gemeinheitstheilungen, wirthſchaftliche Zuſammen⸗ 
legung von Grundſtücken (Verkoppelung), Abſtellung von Servituten (Sepa⸗ 
ration), Fixation ungemeſſener Realberechtigungen und Ablöſung von Reallaſten 
ſind, wenn die dem Verfahren unterworfenen Grundſtücke zum Theil in der 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. März 1878, 


a: 


a 


Königlich Preußiſchen Provinz Hannover, zum Theil in dem Herzogthum Braun- 
Kane liegen, bei der also Behörde eines der babe Staaten an⸗ 
zubringen. 


Artikel 2. 


Ueber die Zuläſſigkeit der Provokation hat, nach vorläufiger Ermittelung 
des Sach- und Rechtsverhältniſſes durch die zuerſt angegangene Behörde, die 
es dens Behörde desjenigen Staates zu befinden, in welchem der größere Theil 
er dem Verfahren unterworfenen Grundſtücke liegt; dieſelbe hat die getroffene 
Entſcheidung der Auseinanderſetzungsbehörde des anderen Staates mitzutheilen. 

Bei Abſtellung von Servituten, Fixation ungemeſſener Realberechtigungen 
und Ablöſung von Reallaſten ſind als die dem Verfahren unterworfenen Grund» 
ſtücke im Sinne dieſes Vertrages nur diejenigen Grundſtücke in Betracht zu ziehen, 
auf welchen die erwähnten Berechtigungen laſten. 


Artikel 3. 


Die nach Artikel 2 zuſtändige Behörde beziehungsweiſe deren Kommiſſarien 
haben die Leitung der Geſchäfte. 

Sie entſcheiden auch innerhalb ihrer Zuſtändigkeit über alle unter den 
unmittelbaren Theilnehmern entſtehenden Streitigkeiten. 

Für die Leitung der Geſchäfte, ſowie für die Inſtruktion und Entſcheidung 
der entſtehenden Streitigkeiten ſind bie Verfahrensvorſchriften desjenigen Landes 
maßgebend, welchem die zuſtändige Behörde angehört. 

Dagegen wird die Anwendung der Vorſchriften des materiellen Rechts 
der beiden kontrahirenden Staaten durch dieſen Vertrag nicht berührt. 


Artikel 4. 


Die geſchäftsleitende Behörde hat die von ihr entworfenen Werthsberech— 
nungen, Auseinanderſetzungspläne und Rezeſſe vor der Vorlegung an die Inter⸗ 
e der betreffenden Behörde des anderen Staates zur Kenntnißnahme und 

eußerung etwaiger Bemerkungen mitzutheilen. 


Artikel 5. 


Alle Rezeſſe ſind von den zuſtändigen Behörden beider Staaten zu be⸗ 
ſtätigen. 

Artikel 6. 
Die Auseinanderſetzungsbehörde des Staates, in welchem der kleinere Theil 


der dem Verfahren unterliegenden Grundſtücke liegt, iſt in jedem Stadium des 
Verfahrens befugt, einen Konkommiſſarius zu beſtellen. 
In dieſem Falle werden: 
a) alle Verhandlungen mit den unmittelbar Betheiligten, welche zum 
Zwecke haben, die zu theilenden oder abzulöſenden Rechte oder Ver⸗ 
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bindlichkeiten, deren 1 „die Entſchädigung dafür, die 3 
oder Modalitäten der Ausführung des Geſchäfts feſtzu ellen, von den 
Kommiſſarien beider Staaten gemeinſchaftlich geleitet, dagegen 


p) die Vorladung der Intereſſenten, die Berichtigung der Legitimation, 
die Herbeiſchaffung der etwa erforderlichen Autoriſationen, Approba⸗ 
tionen und Dekrete, die Wahrnehmung der Rechte entfernter Inter⸗ 
eſſenten (dritter Perſonen), als der Lehns⸗ und Fideikommißberechtigten, 
Obereigenthümer, Erbpächter, Nutznießer , Pächter, Pfandgläubiger 2. 
ferner die Annotationen in den Grund⸗ (Hypotheken-) Büchern bezw. 
in den Handels- und Konſensbüchern, endlich die Einziehung der 
Koſten von jedem Kommiſſar hinſichtlich der ſeinem Staate angehörigen 
Intereſſenten und Grundſtücke beſorgt und vermittelt. 


Weitere Befugniſſe ſtehen dem Konkommiſſar nicht zu. 
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Artikel 7. 


Die Verfahrenskoſten, ausſchließlich der e für welche die 
ergehenden Erkenntniſſe maßgebend ſind, werden auf die dem Verfahren unter⸗ N 
bereit, Grundſtücke beider Staaten nach dem Werthe ihrer Betheiligung f 
vertheilt. a 
Für die Untervertheilung der Koſten ER die einzelnen Theilnehmer find 
il maßgebend, welche über die Koſtenrepartition jeder Staat er⸗ 
eilt hat. 
Die Kommiſſarien liquidiren nach den Vorſchriften, welche in dem Staate, 
dem ſie angehören, gelten. 


Artikel 8. 


Wenn die Servituten oder Reallaſten auf Grundſtücken des einen Staates 

0 Gunſten von Grundſtücken des anderen Staates haften, ſo iſt die zuſtändige 
useinanderſetzungsbehörde befugt, die Ernennung eines Konkommiſſarius von 

der Behörde des anderen Staates zu verlangen. 

Die letztere iſt auch ohne einen ſolchen Antrag befugt, einen Konkom⸗ 
miſſarius zu beſtellen. 

Die Beſtimmungen des Artikels 4, Artikels 6 Littr. a und b und Artikels 7 
Abſatz 2 und 3 finden auch im vorerwähnten Falle Anwendung. 


Artikel 9. 


Die ae dieſes Vertrages finden auch auf bereits anhängige Sachen 
Anwendung. ie bei einer anderen, als der nach den Vorſchriften dieſes Ver⸗ 
trages zuſtändigen Behörde e ar Sachen gehen in der Lage, in welcher 
ſie ſich befinden, zu einem von den betheiligten Behörden zu beſtimmenden geeig⸗ 
neten Zeitpunkte auf die zuftändige Behörde über. Für dieſe ſind die bis zur 
Uebergabe in rechtsbeſtändiger Weiſe erfolgten Feſtſetzungen maßgebend. 
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& aeehen Braunförsei, da 11. Sahne 1877. 


(L. S.) Franz Sterneberg, 
Königlich Preußiſcher Regierungsaſſeſſor. | 
(L. S.) Dr. jur. Julius Georg Schwarzenberg, 
Herzoglich Braunſchweigiſcher Landesökonomierath. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt und es hat der Austauſch der Ratifi⸗ 
kations⸗Urkunden ee en. 


moe im Bürcan des 5 Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober. Hofbuchbruderei N Meicheverwoltung) 


